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625. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Protokolls
betreffend die Europäische Konferenz der

Verkehrsminister

Nach Mitteilungen der Belgischen Regierung
haben folgende weitere Staaten ihre Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunden zum Protokoll betreffend
die Europäische Konferenz der Verkehrsminister
(BGBl. Nr. 231/1956) hinterlegt bzw. erklärt, sich
auch weiterhin an das Protokoll gebunden zu
erachten:

Datum der Hinterlegung der
Staaten: Ratifikations- oder Beitrittsurkunde

bzw. Kontinuitätserklärung:

Estland 2. April 1993
Finnland 1. Dezember 1976
Irland 22. Jänner 1963
Kroatien 4. November 1992
Polen 30. Juni 1993
Slowenien 14. Dezember 1992
Tschechische Republik 6. Juli 1993
Ungarn 3. Dezember 1992

Vranitzky

626. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens über das auf Straßenverkehrsunfälle

anzuwendende Recht

Nach Mitteilung des Ministeriums der Auswärti-
gen Angelegenheiten der Niederlande haben
Kroatien und die Slowakei am 5. April bzw.
15. März 1993 erklärt, sich rückwirkend mit
8. Oktober 1991 bzw. 1. Jänner 1993 an das

Übereinkommen über das auf Straßenverkehrsun-
fälle anzuwendende Recht (BGBl. Nr. 387/1975,
letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl.
Nr. 274/1993) gebunden zu erachten.

Vranitzky

627. Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr betreffend
den Widerruf von elf Vereinbarungen zwischen
dem Minister für Verkehr der Republik Italien
und dem Bundesminister für öffentliche
Wirtschaft und Verkehr der Republik Öster-

reich

Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das
Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200, wird
kundgemacht:

Die Vereinbarungen zwischen dem Minister für
Verkehr der Republik Italien und dem Bundesmini-
ster für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der
Republik Österreich

1. nach Rn. 2010 des ADR betreffend die
Beförderung von Bis(tert-Butylper-
oxy)-1,1-trimethyl-3,3,5-Cyclohexan bis
höchstens 57% in Lösung, als Stoff der Klasse
5.2 Gruppe A (BGBl. Nr. 124/1990)

2. nach Rn. 2010 des ADR betreffend die
Beförderung von Bis(tert-Butylper-
oxy)-1,1-Cyclohexan bis höchstens 50% mit
einem Phlegmatisierungsmittel als Stoff der
Klasse 5.2 Gruppe A (BGBl. Nr. 125/1990)

3. nach Rn. 2010 des ADR betreffend die
Beförderung von Cumylperoxid mit minde-
stens 40% und höchstens 75% 1,3 und 1,4
Isopropylcumyl-Cumyl-Peroxid, als Stoff der
Klasse 5.2 Gruppe A (BGBl. Nr. 126/1990)
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4. gemäß Rn. 2010 des ADR betreffend die
Beförderung von Cumylhydroperoxid der
Klasse 5.2 Ziffer 10 in Stahlfässern mit nicht
abnehmbarem Deckel (BGBl. Nr. 198/1990)

5. gemäß Rn. 2010 des ADR betreffend die
Beförderung von Dicumylperoxid mit einem
Peroxidgehalt von höchstens 95% der Klasse
5.2 Ziffer 16 in Stahlfässern mit abnehmba-
rem Deckel (BGBl. Nr. 199/1990)

6. nach Rn. 2010 des ADR über die Beförde-
rung von Bis-(2-tert-butylperoxy-isopro-
pyl)-1,3-Benzol — Bis-(2-tert-butylperoxy-
isopropyl)-1,4-Benzol sowie — Bis-(2-tert-
butylperoxy-isopropyl)-1,3-Benzol und —
Bis-(2-tert-butylperoxy-isopropyl)-1,4-Ben-
zol von mehr als 40% in einer Mischung mit
einem festen inerten Stoff oder technisch rein
als Stoff der Klasse 5.2, Gruppe A (BGBl.
Nr. 200/1990)

7. nach Rn. 2010 des ADR betreffend die
Ausnahme der Gemische von höchstens 40%
Bis-(2-tertiär-butyl peroxy-isopropyl)-1,4
Benzol und Bis-(2-tertiär-butyl peroxy-iso-
propyl)-1,3 Benzol mit einem inerten festen
Stoff von den Beförderungsvorschriften des
ADR (BGBl. Nr. 201/1990)

8. nach Rn. 2010 des ADR betreffend die
Beförderung von Phosphorpentasulfid der
Klasse 4.1, Ziffer 8, in Stahlfässern mit
abnehmbarem Deckel (BGBl. Nr. 202/1990)

9. gemäß Rn. 2010 und 10 602 des ADR
betreffend die Beförderung von 1,1,1,2-Te-
trafluorethan (R 134 a) (BGBl. Nr. 135/
1992)

10. gemäß Rn. 2010 und 10 602 des ADR über
die Beförderung von 1-Chlor- 1,2,2,2-Tetra-
fluorethan (R 124) (BGBl. Nr. 222/1992)

11. gemäß Rn. 2010 und 10 602 des ADR
betreffend die Beförderung von Pentafluor-
ethan (R 125) (BGBl. Nr. 239/1992)

sind auf Grund der mit 1. Jänner 1993 in Kraft
getretenen Änderungen der Anlage A und B des
Europäischen Übereinkommens über die internatio-
nale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße
(ADR) *) obsolet und nach Herstellung des
beiderseitigen Einvernehmens mit diesem Tag
widerrufen worden.

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 164/1993

Klima

628. Abkommen zwischen den Vereinten Nationen und der Österreichischen Bundesregierung
betreffend die Bereitstellung von Einrichtungen für das Symposium über regionale Schritte zu

Vertrauens- und Sicherheitsbildenden Maßnahmen

(Übersetzung)

VEREINTE NATIONEN
New York

29. April 1993

Herr Botschafter,

Ich habe die Ehre, mich auf das freundliche
Angebot der österreichischen Regierung zu bezie-
hen, mit den Vereinten Nationen bei der Abhaltung
eines Symposiums über regionale Schritte zu
Vertrauens- und Sicherheitsbildenden Maßnahmen
zusammenzuarbeiten, das von der Abrüstungsabtei-
lung der Vereinten Nationen vom 2.—4. Juni 1993
in Graz, Österreich, organisiert wird. Mit der
vorliegenden Note ersuche ich um die Zustimmung
Ihrer Regierung zu den folgenden Maßnahmen:

Gemäß Artikel 4 Absatz 1 des Abkommens
zwischen der Republik Österreich und den
Vereinten Nationen über den Amtssitz der Organi-
sation der Vereinten Nationen für Industrielle
Entwicklung (UNIDO) und anderer Ämter der
Vereinten Nationen im Internationalen Zentrum
Wien vom 19. Jänner 1981 *) sind die Bestimmun-

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 365/1981 in der
Fassung BGBl. Nr. 418/1986.
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gen des UNIDO-Amtssitzabkommens vom
13. April 1967 *) mutatis mutandis auf das Sympo-
sium der Vereinten Nationen über regionale
Schritte zu Vertrauens- und Sicherheitsbildenden
Maßnahmen anzuwenden.

Es besteht Einvernehmen darüber, daß die Anzahl
der Teilnehmer 40 nicht übersteigen soll. Die
Abrüstungsabteilung wird im Einvernehmen mit
Ihrer Regierung Maßnahmen treffen, um kompe-
tente internationale Experten im Bereich von
Vertrauens- und sicherheitsbildenden Maßnahmen
aus verschiedenen Erdteilen einzuladen. Angestellte
der Abrüstungsabteilung der Vereinten Nationen
werden ebenfalls teilnehmen.

Die Kosten des Symposiums werden durch die
etwa eine Million Schilling abgedeckt, die von Ihrer
Regierung für die Zwecke des Symposiums zur
Verfügung gestellt werden. Allfällige zusätzliche
Kosten werden aus Mitteln der Abrüstungsabteilung
abgedeckt.

Ich möchte vorschlagen, daß die folgenden
Bedingungen, die in der Vergangenheit von den
Vereinten Nationen bei ähnlichen Anlässen (ein-
schließlich einem früheren Seminar über dieses
Thema in Wien vom 25.—27. Februar 1991)
angewendet wurden, auch für dieses Symposium
gelten.

a) i) Das Übereinkommen über die Privilegien
und Immunitäten der Vereinten Natio-
nen **) ist auf das Symposium anzuwen-
den. Den von den Vereinten Nationen
eingeladenen Teilnehmern werden jene
Privilegien und Immunitäten zugestanden,
die für Experten der Vereinten Nationen
im Artikel VI des Übereinkommens vor-
gesehen sind. Angestellten der Vereinten
Nationen, die am Symposium teilnehmen
oder in amtlicher Funktion für das
Symposium tätig sind, werden jene Privile-
gien und Immunitäten zugestanden, die in
den Artikeln V und VII des Übereinkom-
mens vorgesehen sind.

ii) Ungeachtet der Bestimmungen des Über-
einkommens über die Privilegien und
Immunitäten der Vereinten Nationen
werden allen Teilnehmern und Personen,
die in amtlicher Funktion für das Sympo-
sium tätig sind, jene Privilegien und
Immunitäten, Erleichterungen und Bedin-
gungen zugestanden, die für die unabhän-
gige Ausübung ihrer Tätigkeit in bezug
auf das Symposium erforderlich sind,

iii) Von der Regierung zur Verfügung gestell-
tes Personal ist von jeder Jurisdiktion in
bezug auf die von ihnen in Ausübung ihrer

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 245/1967 in der
Fassung BGBl. Nr. 419/1986.

**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 126/1957.
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amtlichen Funktion in Zusammenhang mit
dem Symposium gemachten mündlichen
oder schriftlichen Äußerungen und ge-
setzten Handlungen befreit.

b) Alle Teilnehmer und alle anderen Personen,
die für das Symposium tätig sind, haben das
Recht auf ungehinderte Einreise nach und

Ausreise aus Österreich. Allenfalls erforderli-
che Sichtvermerke werden gebührenfrei und
unverzüglich und nicht später als drei Tage
vor der Eröffnung des Symposiums erteilt;

c) Es besteht ferner Einverständnis darüber, daß
Ihre Regierung für die Behandlung aller
Klagen, Forderungen oder anderer Ansprüche
gegen die Vereinten Nationen verantwortlich
ist, die aus folgendem entstehen:
i) wegen Verletzungen oder Beschädigun-

gen von Personen oder Sachen in den
Konferenz- oder Büroräumlichkeiten des
Symposiums;

ii) durch die von Ihrer Regierung zur
Verfügung gestellten Transportmittel;

iii) durch die Beschäftigung des von Ihrer
Regierung für das Symposium zur Verfü-
gung gestellten Personals;
und daß Ihre Regierung die Vereinten
Nationen und ihr Personal hinsichtlich
aller Klagen, Forderungen und anderer
Ansprüche schadlos halten wird.

d) Jegliche Meinungsverschiedenheit betreffend
die Auslegung oder Anwendung dieses Ab-
kommens, mit Ausnahme von Meinungsver-
schiedenheiten, die unter die entsprechenden
Bestimmungen des Übereinkommens über die
Privilegien und Immunitäten der Vereinten
Nationen oder eines anderen anwendbaren
Abkommens fallen, sollen, sofern sich die
Parteien nicht anders einigen, einem aus drei
Schiedsrichtern bestehenden Gericht unter-
breitet werden, von denen einer vom General-
sekretär der Vereinten Nationen, einer von
der Regierung und der dritte, der den Vorsitz
führen soll, von den beiden anderen Schieds-
richtern ernannt werden soll. Wenn eine der
Parteien nicht innerhalb von drei Monaten,
nachdem die andere Partei den Namen ihres
Schiedsrichters bekanntgegeben hat, einen
Schiedsrichter bestellt, oder wenn die beiden
ersten Schiedsrichter sich nicht innerhalb von
drei Monaten nach der Bestellung des zweiten
Schiedsrichters auf einen Vorsitzenden eini-
gen können, wird dieser Schiedsrichter vom
Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs
auf Ersuchen einer der beiden Streitparteien
bestellt. Sofern zwischen den Parteien nichts
anderes vereinbart ist, gibt sich das Schiedsge-
richt eigene Verfahrensregeln, trägt für die
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finanzielle Entschädigung seiner Mitglieder
und für die Aufteilung der Kosten zwischen
den Streitparteien Sorge und fällt alle
Entscheidungen mit Zweidrittelmehrheit.
Seine Entscheidungen sind in allen Verfah-
rens- und Sachfragen endgültig und für beide
Parteien verbindlich, selbst wenn sie ohne die
Mitwirkung einer der Parteien ergangen sind.

Ich schlage weiters vor, daß nach Eintreffen Ihrer
bestätigenden Antwortnote dieser Notenwechsel ein
Abkommen zwischen den Vereinten Nationen und
der österreichischen Bundesregierung betreffend die
Bereitstellung von Einrichtungen durch Ihre Regie-
rung für das Symposium über regionale Schritte zu
Vertrauens- und Sicherheitsbildenden Maßnahmen,
das von den Vereinten Nationen in Österreich
organisiert wird, darstellt, und außerdem, daß dieses
Abkommen für die Dauer des Symposiums und für
jene zusätzliche Zeit gültig bleibt, die für die
vollständige Durchführung der Bestimmungen
dieses Abkommens erforderlich ist.

Prvoslav Davinic
Leiter

Büro für Abrüstungsfragen

S. E. Herrn
Peter Hohenfellner
ao. und bev. Botschafter
Ständiger Vertreter bei
den Vereinten Nationen

New York

(Übersetzung)

STÄNDIGE VERTRETUNG ÖSTERREICHS
BEI DEN VEREINTEN NATIONEN
Zl. 300.501/33-A/93

New York, 9. Juli 1993

Herr Direktor!

Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom
29. April 1993 zu bestätigen, die folgenden Inhalt
hat:

„Ich habe . . .
(es folgt der weitere Text der Übersetzung der
Eröffnungsnote ins Deutsche)

. . ist."

Ich beehre mich, zu bestätigen, daß Ihre Note und
meine Antwortnote ein Übereinkommen zwischen
der Österreichischen Bundesregierung und den
Vereinten Nationen darstellen, das mit dem Datum
dieser Antwort in Kraft tritt und für die Dauer des
Seminars und für jene zusätzliche Zeit gültig bleibt,
die für die vollständige Durchführung der Bestim-
mungen dieses Abkommens erforderlich ist.
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Genehmigen Sie, Herr Direktor, die Versiche-
rung meiner vorzüglichen Hochachtung.

Peter Hohenfellner
Botschafter

Ständiger Vertreter Österreichs
bei den Vereinten Nationen

Herrn Prvoslav Davinic
Leiter
Büro für Abrüstungsfragen
Vereinte Nationen
New Y o r k

Vranitzky


